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Nr 23 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 

(4. Session der 14. Gesetzgebungsperiode) 

 

Vorlage der Landesregierung 

 

Vereinbarung 

 

gemäß Art 15a B-VG über die Marktüberwachung von Bauprodukten 

 

 

Die Länder Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark, Tirol, 

Vorarlberg und Wien, jeweils vertreten durch den Landeshauptmann bzw die Landeshauptfrau, 

im Folgenden Vertragsparteien genannt, sind übereingekommen, gemäß Art 15a B-VG die 

nachstehende Vereinbarung zu schließen: 

 

Artikel 1 

 

Gegenstand 

 

Die Vertragsparteien kommen vor dem Hintergrund der Verordnung (EG) Nr 765/2008 des Eu-

ropäischen Parlamentes und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkredi-

tierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und 

zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr 339/93 des Rates überein, nachstehende Regelun-

gen über die Marktüberwachung von Bauprodukten im Rahmen ihrer Zuständigkeit zu treffen. 

 

Artikel 2 

 

Geltungsbereich 

 

(1) Die Bestimmungen dieser Vereinbarung gelten für Bauprodukte, die den Harmonisierungs-

rechtsvorschriften der Gemeinschaft unterliegen. 

 

(2) Für Bauprodukte, die nicht den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft unter-

liegen, gelten die Bestimmungen der Art 19 bis 21 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 sowie die 

Bestimmungen dieser Vereinbarung, ausgenommen Art 4 Abs 1 Z 1 und 9, sinngemäß. 

 

(3) Für Bauprodukte, die nicht den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft unter-

liegen, muss der Wirtschaftsakteur gewährleisten, dass sich alle Maßnahmen, die er zu erfüllen 
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hat, auf sämtliche betroffene Bauprodukte erstrecken, die er in Österreich auf dem Markt be-

reitgestellt hat. 

 

Artikel 3 

 

Marktüberwachungsbehörde 

 

(1) Mit der Durchführung der Marktüberwachung für den Bereich der Bauprodukte wird das 

Österreichische Institut für Bautechnik betraut. Das Österreichische Institut für Bautechnik ist 

Marktüberwachungsbehörde. 

 

(2) Die Stellung der jeweiligen Landesregierung als Aufsichtsbehörde sowie als sachlich in Be-

tracht kommende Oberbehörde in Vollziehung der jeweiligen landesgesetzlichen Regelungen 

wird durch diese Betrauung nicht berührt. Bei der Besorgung der ihm nach dieser Vereinbarung 

zukommenden Aufgaben unterliegt das Österreichische Institut für Bautechnik in Vollziehung 

der bauproduktrechtlichen Regelungen des Landes der Aufsicht der jeweiligen Landesregie-

rung und ist dabei an die Weisungen der Landesregierung gebunden. Der Landesregierung 

sind auf Verlangen unverzüglich, längstens aber binnen zwei Wochen, alle zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die entsprechenden Unterlagen zu übermit-

teln. 

 

Artikel 4 

 

Aufgaben der Marktüberwachungsbehörde 

 

(1) Die Marktüberwachungsbehörde nimmt alle Aufgaben der Marktüberwachung für Baupro-

dukte gemäß dieser Vereinbarung wahr, dies sind insbesondere: 

1. Erstellung, Durchführung und Aktualisierung von Programmen zur aktiven Marktüberwa-

chung; 

2. Behandlung von Beschwerden oder von Berichten über Gefahren, die mit Bauprodukten 

verbunden sind; 

3. Kontrolle der Merkmale und der Kennzeichnung von Bauprodukten und Prüfung ihrer Ge-

fahrengeneigtheit; 

4. Information und Warnung der Öffentlichkeit vor gefährlichen Bauprodukten; 

5. Marktüberwachungsmaßnahmen; 

6. Aufforderung an betroffene Wirtschaftsakteure, geeignete Korrekturmaßnahmen zu treffen; 

7. Überprüfung der Durchführung der Korrekturmaßnahmen; 

8. Setzung von beschränkenden Maßnahmen, insbesondere bei mit einer ernsten Gefahr ver-

bundenen Bauprodukten; 
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9. Setzung von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Kontrolle von in den Gemeinschafts-

markt eingeführten Bauprodukten; 

10. Kooperation und Informationsaustausch mit den innerstaatlichen Marktüberwachungsbe-

hörden anderer Sektoren, den Baubehörden und den Zollbehörden, mit den Behörden an-

derer Mitgliedstaaten sowie mit der Europäischen Kommission. 

 

(2) Die Marktüberwachungsbehörde hat die Öffentlichkeit in geeigneter Weise, zB im Internet, 

über ihre Existenz, ihre Zuständigkeiten und die Möglichkeit zur Kontaktaufnahme zu informie-

ren. 

 

Artikel 5 

 

Verfahren 

 

(1) Für das behördliche Verfahren sind, sofern in dieser Vereinbarung nichts anderes geregelt 

wird, die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 anzuwenden. 

 

(2) Marktüberwachungsmaßnahmen gemäß Art 19 Abs 1 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 

sowie beschränkende Maßnahmen gemäß Art 20 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 bei Bau-

produkten, die eine ernste Gefahr darstellen und ein rasches Einschreiten erfordern, können 

als Maßnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt ohne vorangegangenes Verwal-

tungsverfahren ergriffen werden. 

 

(3) Die Marktüberwachungsbehörde hat die Maßnahmen nach den Rechtsvorschriften zu tref-

fen, die in dem Land gelten, in dem sich der Hauptwohnsitz bzw der Sitz des betroffenen Wirt-

schaftsakteurs befindet. 

 

(4) Durch die Abs 1 bis 3 bleiben die in den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemein-

schaft enthaltenen Verfahrensbestimmungen unberührt. 

 

Artikel 6 

 

Berichtspflichten der Baubehörde 

 

Erlangt eine Baubehörde Kenntnis 

1. von Unfällen, Gesundheitsschäden oder Baugebrechen, bei denen der begründete Ver-

dacht besteht, dass sie durch falsch deklarierte oder mangelhafte Bauprodukte verursacht 

wurden, oder 
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2. davon, dass durch die Lagerung oder Verwendung von Bauprodukten auf einer Baustelle 

gegen Art 11 Abs 1 Z 1 bis 7 verstoßen wird, 

so hat sie der Marktüberwachungsbehörde unverzüglich darüber zu berichten. 

 

Artikel 7 

 

Rechtsmittel 

 

Gegen einen Bescheid der Marktüberwachungsbehörde kann das Rechtsmittel der Berufung 

an den unabhängigen Verwaltungssenat erhoben werden. Davon unberührt bleibt § 57 Abs 2 

und 3 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991. 

 

Artikel 8 

 

Verwenden von Daten 

 

Die Marktüberwachungsbehörde ist ermächtigt, Daten automationsunterstützt zu verwenden, 

soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig ist. 

 

Artikel 9 

 

Kostentragung 

 

(1) Auf Verlangen des Wirtschaftsakteurs sind Proben nach Abschluss des Verfahrens zurück-

zugeben. Ist dies nicht möglich, so hat die Marktüberwachungsbehörde eine Probenentschädi-

gung in der Höhe des Einstandspreises zu leisten. Kann der Einstandspreis nicht festgestellt 

werden, ist als Entschädigung der halbe Endverkaufspreis festzusetzen. Für Gegenproben ist 

keine Entschädigung zu leisten. Kommt es zu keiner Einigung über die Höhe der Entschädi-

gung, so ist darüber mit Bescheid zu entscheiden. 

 

(2) Führt die Kontrolle eines Bauprodukts gemäß den Bestimmungen dieser Vereinbarung zu 

dem Ergebnis, dass das Bauprodukt nicht im Einklang mit den gemeinschaftsrechtlichen Vor-

schriften oder mit sonstigen Rechtsvorschriften betreffend Bauprodukte steht, so entfallen die 

Rückgabe der Probe und die Entschädigung nach Abs 1 und sind dem Wirtschaftsakteur die für 

die Kontrolle anfallenden Kosten mit Bescheid aufzuerlegen. 

 

(3) Die für die Kontrolle eines Bauproduktes anfallenden Kosten sind mit Bescheid dem 

Einschreiter aufzuerlegen, wenn die Kontrolle zu dem Ergebnis führt, dass das Bauprodukt im 

Einklang mit den gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften oder mit sonstigen Rechtsvorschriften 
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betreffend Bauprodukte steht und die Kontrolle durch das Verschulden des Einschreiters verur-

sacht wurde. 

 

Artikel 10 

 

Finanzierung der Marktüberwachung für Bauprodukte 

 

Die mit den Aufgaben der Marktüberwachung verbundenen Kosten sind auf die Vertragspartei-

en nach dem Verhältnis der Volkszahlenschlüssel der einzelnen Vertragsparteien nach dem 

jeweils geltenden Finanzausgleichsgesetz zueinander aufzuteilen. 

 

Artikel 11 

 

Strafbestimmungen 

 

(1) Wenn die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafba-

ren Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung, wer 

1. ein Bauprodukt ohne erforderliche CE-Kennzeichnung in Verkehr bringt oder auf dem Markt 

bereitstellt; 

2. ein Bauprodukt, für das als Nachweis der Verwendbarkeit ein Einbauzeichen ÜA erforder-

lich ist, ohne dieses Einbauzeichen ÜA auf dem Markt bereitstellt; 

3. ein Bauprodukt mit CE-Kennzeichnung oder mit Einbauzeichen ÜA in Verkehr bringt oder 

auf dem Markt bereitstellt, ohne dass die Voraussetzungen dafür gegeben sind; 

4. ein Bauprodukt in Verkehr bringt oder auf dem Markt bereitstellt, dessen CE-Kennzeichnung 

oder Einbauzeichen ÜA falsche oder mangelhafte Angaben enthält; 

5. ein Bauprodukt in Verkehr bringt oder auf dem Markt bereitstellt, das mit einer Kennzeich-

nung versehen ist, die mit der CE-Kennzeichnung oder mit dem Einbauzeichen ÜA ver-

wechselt werden kann; 

6. ein Bauprodukt in Verkehr bringt oder auf dem Markt bereitstellt, das nicht den Bestimmun-

gen einer für dieses Bauprodukt erteilten Österreichischen technischen Zulassung ent-

spricht; 

7. sonst ein Bauprodukt mit falschen Angaben oder Deklarationen in Verkehr bringt oder auf 

dem Markt bereitstellt; 

8. es unterlässt, den in Bescheiden getroffenen Anordnungen der Marktüberwachungsbehörde 

Folge zu leisten. 

 

(2) Die Verwaltungsübertretungen gemäß Abs 1 Z 1 bis 7 gelten als Dauerdelikte. Die Frist für 

die Verfolgungsverjährung beginnt ab Herstellung des rechtskonformen Zustands zu laufen. 
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(3) Einer Kennzeichnung am Bauprodukt gemäß Abs 1 Z 1 bis 7 ist die Anbringung der Kenn-

zeichnung auf einer Datenplakette, auf der Verpackung oder in Begleitunterlagen gleichzuhal-

ten. 

 

(4) Eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs 1 ist von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer 

Geldstrafe von höchstens 50 000 EURO und für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe 

mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu 6 Wochen zu ahnden. 

 

(5) Geldstrafen fließen dem Österreichischen Institut für Bautechnik zu und sind für Zwecke der 

Marktüberwachung von Bauprodukten zu verwenden. 

 

(6) Bauprodukte, auf die sich eine Verwaltungsübertretung nach Abs 1 Z 1 bis 7 bezieht, kön-

nen für verfallen erklärt werden, wenn der Wirtschaftsakteur nicht sicherstellt, dass diese Bau-

produkte nicht in Verkehr gebracht oder auf dem Markt bereitgestellt werden. 

 

Artikel 12 

 

Überprüfung und Bewertung der Marktüberwachungsmaßn ahmen 

 

Zur Überprüfung und Bewertung der Marktüberwachungsmaßnahmen hat das Österreichische 

Institut für Bautechnik einen jährlichen Tätigkeitsbericht zu erstellen und den Vertragsparteien 

zukommen zu lassen. 

 

Artikel 13 

 

Inkrafttreten, Beitritt 

 

(1) Diese Vereinbarung steht allen Ländern zur Unterzeichnung offen. 

 

(2) Diese Vereinbarung tritt einen Monat nach Ablauf des Tages, an dem sechs Länder der 

Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederösterreichischen Landesregierung 

schriftlich mitgeteilt haben, dass die nach ihren Landesverfassungen erforderlichen Vorausset-

zungen für das Inkrafttreten der Vereinbarung erfüllt sind, für diese sowie für jene Länder in 

Kraft, die eine solche schriftliche Mitteilung bis spätestens am Tag vor dem Inkrafttreten abge-

geben haben. 

 

(3) Für Länder, die die Vereinbarung unterzeichnet, aber erst nach Inkrafttreten der Vereinba-

rung gemäß Abs 2 mitgeteilt haben, dass die nach ihren Landesverfassungen erforderlichen 
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Voraussetzungen für das Inkrafttreten der Vereinbarung erfüllt sind, tritt die Vereinbarung einen 

Monat nach dieser Mitteilung in Kraft. 

 

(4) Diese Vereinbarung steht Ländern, die sie im Zeitpunkt ihres Inkrafttretens noch nicht un-

terzeichnet haben, zum Beitritt offen. Der Beitritt wird einen Monat nach seiner schriftlichen 

Mitteilung wirksam. 

 

Artikel 14 

 

Kündigung 

 

(1) Die Vereinbarung kann von jeder Vertragspartei unter Einhaltung einer Frist von sechs Mo-

naten zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden. 

 

(2) Die Kündigung einer Vertragspartei berührt nicht die Rechtsbeziehungen der anderen Ver-

tragsparteien untereinander. 

 

Artikel 15 

 

Anpassung und gegenseitige Information 

 

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei maßgeblichen Änderungen der Sachverhalte 

oder des Rechts der Europäischen Union Verhandlungen über eine Änderung der Vereinba-

rung aufzunehmen. 

 

(2) Die Vertragsparteien geben einander vor der Erlassung von Rechtsvorschriften zur Umset-

zung dieser Vereinbarung Gelegenheit zur Stellungnahme. 

 

Artikel 16 

 

Ausfertigung, Mitteilung 

 

(1) Die Urschrift dieser Vereinbarung wird von der Verbindungsstelle der Bundesländer ver-

wahrt. Der Depositar übermittelt jeder Vertragspartei eine von ihm beglaubigte Abschrift der 

Vereinbarung. 
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(2) Alle die Vereinbarung betreffenden rechtserheblichen Mitteilungen sind an den Depositar zu 

richten. Sie gelten als im Zeitpunkt des Einlangens beim Depositar abgegeben. Der Depositar 

hat jede Vertragspartei von diesen Mitteilungen zu benachrichtigen. 

 

Artikel 17 

 

Bundesbeteiligung 

 

Die Vertragsparteien bekunden ihr Interesse, bei der Anwendung der Verordnung (EG) 

Nr 765/2008 für Bauprodukte auch eine einheitliche Vorgangsweise mit dem Bund anzustre-

ben. Zu diesem Zweck bieten die Vertragsparteien dem Bund an, Verhandlungen über einen 

Beitritt des Bundes zu dieser Vereinbarung aufzunehmen und sich dieser Vereinbarung anzu-

schließen. 
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Erläuterungen 

 

1. Allgemeines: 

1.1. Die Verordnung (EG) 765/2008 über Marktüberwachung und Akkreditierung sieht die Ein-

führung systematischer aktiver und reaktiver Marktüberwachung für alle unter die CE-

Kennzeichnungspflicht fallenden Produktbereiche im Interesse der Wahrung der Produktsi-

cherheit im europäischen Wirtschaftsraum vor. Auch Bauprodukte fallen unter die grundsätzli-

che CE-Kennzeichnungspflicht, sobald die für das jeweilige Produkt relevanten harmonisierten 

technischen Spezifikationen, wie harmonisierte europäische Normen (hEN) oder Leitlinien, für 

die europäische technische Zulassung (ETAG) gültig sind. 

Die CE-Kennzeichnung stellt die Produktsicherheit von Bauprodukten insofern sicher, als bei 

ordnungsgemäßer Planung und Bauausführung die von der Gemeinschaft definierten sechs 

wesentlichen Anforderungen (mechanische Festigkeit und Standsicherheit; Brandschutz; Hy-

giene, Gesundheit und Umweltschutz; Nutzungssicherheit einschließlich Barrierefreiheit; 

Schallschutz; Energieeinsparung und Wärmeschutz) an Bauwerke erfüllt werden. Da die An-

wendung von Produkten aber in einer bestimmten Bandbreite erfolgt, ist die CE-

Kennzeichnung an sich nicht als Garantie der Sicherheit des Produkts für jede gängige An-

wendung zu sehen, sondern stellt vielmehr eine überprüfbare, nachvollziehbare und verbindli-

che Angabe von vorgegebenen Produkteigenschaften dar, anhand derer die Sicherheit für die 

jeweilige Anwendung objektiv nachweisbar ist. 

 

1.2. Die vorliegende Vereinbarung enthält die für die Vollziehung der Verordnung (EG) 

765/2008 erforderlich Begleitregelungen, wie etwa die Festlegung von Zuständigkeiten, die 

Organisation und Zusammenarbeit der Behörden und die Festlegung von Verfahren, als Basis 

für die von den Landtagen noch zu erlassenden gesetzlichen Bestimmungen. Sie ist das Er-

gebnis der Arbeit einer von der Landesamtsdirektorenkonferenz dafür eingesetzten Länderex-

pertengruppe. 

 

1.3. Die Vereinbarung enthält im Wesentlichen folgende Inhalte: 

a) Betrauung des Österreichischen Instituts für Bautechnik mit der Durchführung der Markt-

überwachung als gemeinsame Einrichtung der Länder (Art 3), 

b) Festlegung der Aufgaben der Marktüberwachung (Art 4), 

c) Festlegung des Verfahrens und der Kostentragung (Art 5 und 7), 

d) Festlegung der Finanzierung der Marktüberwachung (Art 10). 

 

2. Verfassungsrechtliche Grundlagen: 

Gemäß Art 50 L-VG kann das Land Salzburg durch die Landesregierung Vereinbarungen mit 

anderen Ländern über Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes 

treffen. Solche Vereinbarungen werden für das Land durch den Landeshauptmann oder die 
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Landeshauptfrau abgeschlossen. Vereinbarungen, die auch den Landtag binden sollen – wie 

im Gegenstand –, dürfen nur mit Genehmigung des Landtages geschlossen werden. 

Die Vereinbarung wurde von Frau Landeshauptfrau Mag. Gabriele Burgstaller am 8. März 2010 

für das Land Salzburg vorbehaltlich der Erfüllung der landesverfassungsrechtlichen Erforder-

nisse unterzeichnet. 

 

3. Kosten: 

Die mit den Aufgaben der Marktüberwachung verbundenen Kosten sind gemäß Art 10 der Ver-

einbarung auf die Vertragsparteien nach dem Verhältnis der Volkszahlenschlüssel der einzel-

nen Vertragsparteien nach dem jeweils geltenden Finanzausgleichsgesetz zueinander aufzutei-

len. Nach Schätzungen des Österreichischen Instituts für Bautechnik wird der jährliche Kosten-

beitrag Salzburgs ca 32.000 € betragen. 

 

4. Erfüllungsbedarf: 

Die materiellen Bestimmungen der Vereinbarung sind landesgesetzlich – vorzugsweise im 

Salzburger Bauproduktegesetz – umzusetzen. 

 

5. Zu den einzelnen Bestimmungen: 

 

Zu Art 2: 

Die Vereinbarung umfasst alle Bauprodukte, somit sowohl der CE-Kennzeichnungspflicht un-

terliegende als auch davon ausgenommene. Darunter fallen demnach also auch Bauprodukte, 

die in der Baustoffliste ÖA angeführt sind, und Produkte, die weder einer nationalen noch einer 

CE-Kennzeichnungspflicht unterliegen, etwa handwerklich angefertigte, spezielle Teile in klei-

ner Stückzahl. Deren grundsätzliche Ausnahme von der Marktüberwachung ist nicht zweckmä-

ßig, da das Sicherheitserfordernis für alle Bauprodukte grundsätzlich das gleiche ist. 

Die Begriffe „Wirtschaftsakteur“ und „Harmonisierungsrechtsvorschriften der Gemeinschaft“ 

sind im Sinn der Art 2 Z 7 und 21 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 zu verstehen. 

 

Zu Art 3: 

Abs 1 legt das Österreichische Institut für Bautechnik (OIB) als zuständige Marktüberwa-

chungsbehörde fest. Abs 2 betrifft den verfassungsrechtlich erforderlichen Weisungszusam-

menhang. 
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Zu Art 4: 

Abs 1 enthält eine demonstrative Aufzählung der Aufgaben nach der Verordnung (EG) Nr 

765/2008, die der Marktüberwachungsbehörde übertragen werden. Dies sind die Aufgaben 

gemäß den Art 18 Abs 5 (Z 1), 18 Abs 2 (Z 2), 19 Abs 1 (Z 3 und 5), 19 Abs 2 (Z 4, 6 und 7), 19 

Abs 3 (Z 6 und 7), 20 und 21 (Z 8), 27, 28 und 29 (Z 9), 18 Abs 5 und Art 22, 23 und 24 in Ver-

bindung mit dem Erwägungsgrund 28 (Z 10) der Verordnung (EG) Nr 765/2008. 

Bei der Öffentlichkeitsarbeit des OIB gemäß Abs 2 sind die Grundsätze der Zweckmäßigkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 

 

Zu Art 5: 

Art 5 regelt, welches Verfahrens- und Materienrecht (außer dem unmittelbar anzuwendenden 

Gemeinschaftsrecht) anzuwenden ist. Im Abs 2 wird dabei ausdrücklich festgelegt, dass bei 

Gefahr in Verzug, also bei einem mit einer ersten Gefahr verbundenen Produkt, ohne Ermitt-

lungsverfahren vorgegangen werden kann. 

Ein Bescheid des OIB ist auf Basis derjenigen Rechtslage zu erlassen, die in jenem Bundes-

land gilt, in welchem der Wirtschaftsakteur seinen Sitz bzw im Fall einer natürlichen Person den 

Hauptwohnsitz hat. Die Heranziehung des Sitzes bzw Hauptwohnsitzes ist zweckmäßig, da nur 

dies eine eindeutige Zuordnung erlaubt. 

Folgende Fallunterscheidungen beschreiben mögliche Kombinationen von Sitz des Wirt-

schaftsakteurs und Auffindungsort des Bauprodukts: 

1. Fall: 

Hersteller und Händler eines mangelhaften Bauproduktes haben ihren Sitz im selben Bundes-

land. Sowohl dem Hersteller als auch dem Händler sind von der Marktüberwachungsbehörde 

Maßnahmen auf Basis der in diesem Bundesland geltenden Rechtsvorschriften aufzuerlegen 

und gegebenenfalls zu vollstrecken. Dies gilt unabhängig davon, in welchem Bundesland oder 

Mitgliedstaat das mangelhafte Bauprodukt aufgefunden worden ist. 

2. Fall: 

Der Hersteller eines mangelhaften Bauproduktes hat seinen Sitz im Bundesland A, der Händ-

ler im Bundesland B. Dem Hersteller und dem Händler sind von der Marktüberwachungsbehör-

de Maßnahmen auf Basis der im Bundesland A bzw B geltenden Rechtsvorschriften aufzuerle-

gen und gegebenenfalls zu vollstrecken. Dies gilt unabhängig davon, in welchem Bundesland 

oder Mitgliedstaat das mangelhafte Bauprodukt aufgefunden worden ist. 

3. Fall: 

Der Händler eines mangelhaften Bauproduktes hat seinen Sitz im Bundesland A. Er vertreibt 

das mangelhafte Bauprodukt in seiner Filiale im Bundesland B. Dem Händler sind von der 

Marktüberwachungsbehörde Maßnahmen auf Basis der im Bundesland A geltenden Rechts-

vorschriften aufzuerlegen und gegebenenfalls zu vollstrecken, da der Sitz des Händlers maß-

gebend ist und nicht der Standort der Filiale. Sinngemäß gilt dies auch für Hersteller mit unter-

schiedlichen Produktionsstätten. 
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4. Fall: 

Ein mangelhaftes Bauprodukt wird in Österreich aufgefunden, es gibt aber in Österreich kei-

nen Sitz eines Wirtschaftsakteurs (zB Eigenbeschaffung eines Bauproduktes durch einen Bau-

herrn in einem anderen Mitgliedstaat und Lagerung auf der Baustelle). Das OIB hat die Markt-

überwachungsbehörde in diesem anderen Mitgliedstaat zu informieren. Diese wiederum hat die 

erforderlichen Maßnahmen gemäß der Verordnung  (EG) Nr 765/2008 zu treffen. 

 

Zu Art 6: 

Die Bestimmung hat Art 18 Abs 2 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 zur Grundlage, wonach 

die Mitgliedstaaten geeignete Verfahren für die Behandlung von Berichten über Gefahren und 

für die Überprüfung von Unfällen und Gesundheitsschäden in Zusammenhang mit CE-

kennzeichnungspflichtigen Bauprodukten schaffen müssen. Zur Erfüllung dieser Aufgaben sind 

entsprechende Berichtspflichten vorzusehen. 

 

Zu Art 7: 

Beschränkende Maßnahmen können massive wirtschaftliche Auswirkungen für den Wirt-

schaftsakteur haben sich ziehen. Im Hinblick darauf ist es erforderlich, eine den Anforderungen 

des Art 6 MRK entsprechende Berufungsbehörde vorzusehen. 

 

Zu Art 8: 

Der Informationsaustausch ist zur Durchführung von Risikoanalysen gemäß Art 22 bis 26 der 

Verordnung (EG) Nr 765/2008 (vgl Erwägungsgrund 30) erforderlich.  

 

Zu Art 9: 

Die Abs 1 und 2 gelten auch im Rahmen von Marktüberwachungsprogrammen. Grundsätzlich 

soll der Wirtschaftsakteur durch eine Kontrolle der Marktüberwachungsbehörde finanziell nicht 

belastet werden. Proben sind daher entweder zurückzugeben oder in Geld zu entschädigen.  

Die mit der Kontrolle eines Bauprodukts verbundenen Kosten sind dem Wirtschaftsakteur (nur) 

unter den Voraussetzungen des Abs 3 vorzuschreiben, und zwar die gesamten Kosten, nicht 

nur die Kosten jener Probe, deren Kennwerte falsch deklariert waren. 

 

Zu Art 10: 

Die Kostentragungsregelung entspricht Art 27 Abs 1 der Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG 

über die Zusammenarbeit im Bauwesen. Wenn nicht alle Länder der Vereinbarung beitreten, 

sind die damit offenen Kostenanteile im Verhältnis der Volkszahlenschlüssel unter den jeweili-

gen Vertragsparteien aufzuteilen. 
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Zu Art 11: 

Mit dieser Bestimmung werden die auf Grund des Art 41 der Verordnung (EG) Nr 765/2008 

erforderlichen Sanktionen grundgelegt. Zu Z 2 ist zu bemerken, dass Bauprodukte, für die nach 

nationalen Vorschriften als Nachweis der Verwendbarkeit ein Einbauzeichen ÜA erforderlich 

ist, gemeinschaftsrechtlich auch ohne einen solchen Verwendungsnachweis in Verkehr ge-

bracht werden dürfen. Daher ist dafür in der Vereinbarung keine Verwaltungsübertretung vor-

gesehen. 

 

Zu Art 12: 

Der Tätigkeitsbericht sollte jeweils bis Ende Juni des Folgejahres erstellt werden. 

 

Zu Art 17: 

Zur Vermeidung von Doppelgleisigkeiten wäre es sinnvoll, wenn auch die Marktüberwachung 

von Bauprodukten, die zur Verwendung im Wirkungsbereich des Bundes bestimmt sind, durch 

dieselbe Marktüberwachungsbehörde erfolgen würde, wie für Bauprodukte, die landesrechtlich 

geregelt sind. Zu diesem Zweck ist eine ausdrückliche Einladung an den Bund formuliert, sich 

der Vereinbarung anzuschließen. 

 

Die Landesregierung stellt sohin den 

 

Antrag, 

 

der Salzburger Landtag wolle beschließen: 

 

1. Dem Abschluss der vorstehenden Vereinbarung wird die Genehmigung gemäß Art 50 Abs 1 

L-VG erteilt. 

 

2. Die Vereinbarungsvorlage wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur Beratung, 

Berichterstattung und Antragstellung zugewiesen. 
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